Klima vor Profit
Der Klimawandel hat inzwischen auch Österreich erreicht. Der letztjährige Sommer mit Rekordhitze und anhaltender Trockenheit hat das eindrucksvoll gezeigt. Wir sind die Generation, die die Auswirkungen der Klimakrise voll zu spüren bekommt. Und wir sind die letzte Generation, die noch eine Klimakatastrophe verhindern kann. Klimaschutz ist längst zu einer Überlebensfrage für die Menschheit geworden. Mit jedem Tag wird die Erderwärmung zu einer größeren wirtschaftlichen, sozialen und existenziellen Bedrohung,
die Klimafrage ist zu einer um nicht zu sagen zu DER sozialen Frage schlechthin geworden. 
Kimawandel – eine soziale Frage!
Betroffen vom Klimawandel sind vor allem die Ärmsten, die BewohnerInnen der südlichen Erdhalbkugel. Trockenheit, Dürre, Wetterextreme, und daraus resultierende Missernten, Wassermangel und Hunger werden Millionen Menschen zu Klimaflüchtlingen machen. Eine aktuelle Untersuchung der Weltbank rechnet mit bis zu 140 Millionen „Klimaflüchtlingen“ bis 2050. Der Klimawandel droht eine der großen Fluchtursachen der nahen Gegenwart und Zukunft zu werden – wird nicht rasch und entschlossen gehandelt, um die Klimakatastrophe noch zu stoppen.
Der Klimawandel trifft aber auch die Schwächsten in unserer Gesellschaft – Alte, Kranke, Kinder, Arme. Menschen die sich vor der drückenden Hitze der Stadt nicht „ins Grüne“ retten können. Menschen die in billigen Wohnungen entlang der Hauptverkehrs- und „Einfallsrouten“ unserer Städte wohnen. Menschen die kein Haus am Stadtrand besitzen sondern der Feinstaubbelastung der Innenstädte ausgeliefert sind. ArbeiterInnen die bei Temperaturen jenseits der 30 Grad Arbeit im Freien verrichten müssen, Hitze und extremen Sonnenstrahlung ausgesetzt. 2017 gab es in Österreich bereits mehr Hitze- als Verkehrstote in Österreich. Die Zahl der Hitzetoten wird dabei in den nächsten Jahren noch steigen. 
„There are no Jobs on a Dead Planet“
Doch nicht nur der Klimawandel trifft die Armen in unserer Gesellschaft besonders hart. Auch der Zugang zu sauberer Luft, zu Grünflächen, zu sauberem Wasser, zu klima- und umweltfreundlichen Energien, zu öffentlichen Verkehrsmitteln, zu qualitativ hochwertigem Wohnraum oder zu biologischen Lebensmitteln ist oft genug eine Frage des Einkommens und der „Dicke der Geldbörse“. Wenig verwunderlich dass untere Einkommensgruppen öfter krank, stärker von Energiearmut betroffen sind, unter schlechten, beengten Wohnverhältnissen leiden, sich gesunde Lebensmittel nicht leisten können. Armutsbekämpfung, Einkommen, von denen man leben kann, soziale Sicherheit –  sind wesentliche Voraussetzungen  für mehr Klima- und Umweltgerechtigkeit. Klima-, Umweltschutz und soziale Gerechtigkeit hängen eng zusammen. Es gibt kein gutes Leben ohne einigermaßen intakter Umwelt. Oder, wie der Internationale Gewerkschaftsbund immer wieder betont: „There are no Jobs on a Dead Planet.“ 
Österreich als EU-Klimaschlusslicht
Um die Klimakatastrophe zu verhindern und eine lebenswerte Umwelt zu erhalten braucht es aktives staatliches Handeln und umfassende Maßnahmen zum Klima- und Umweltschutz. Davon sind wir unter der schwarz-blauen Regierung allerdings weit entfernt: Obwohl sich Österreich sich zu Maßnahmen zum Klimaschutz verpflichtet hat liegen die Treibhausgas- Emissionen aktuell über dem Stand von 1990 obwohl bereits 2012 eine Senkung gegenüber 1990 von 13 Prozent erreicht hätte werden sollen. Die aktuelle Statistik-Austria Studie „Wie geht‘s Österreich?“ stellt der österreichischen Umweltsituation ein besonders schlechtes Zeugnis aus. Österreich ist vom Umweltmusterland zum EU-Klimaschlusslicht geworden. 
Und die schwarz-blaue Regierung tut auch alles dafür, dass Österreich Schlusslicht bleibt: 
· Von Tempo 140 über Pläne für die Lobau- und Waldviertelautobahn bis hin zur Dritten Flughafenpiste. 
· Sie will den „Wirtschaftsstandort“ und die „Wettbewerbsfähigkeit“ als Staatsziel in der Verfassung verankern und so den Umweltschutz aushebeln. 
· Um klima- und umweltschädigende Großprojekte schneller durchpeitschen zu können, will sie die Mitsprache von Umwelt-NGO in Umweltprüfverfahren drastisch beschneiden. 
· Sie stellt die Interessen der Konzerne damit klar vor die Interessen der Menschen, der Umwelt und des Klimas. 
Und SPÖ und rot dominierte Gewerkschaften? Die stehen – trotz aller Lippenbekenntnisse zu Umwelt- und Klimaschutz – regelmäßig auf der falschen Seite. Das war bei Zwentendorf und Hainburg so. Das ist jetzt auch wieder bei Lobau- und Waldviertelautobahn und bei der dritten Flughafenpiste so. 
Für einen sozial-ökologischen Umbau – Klima vor Profit
Als einziger Gewerkschaftsfraktion mit einem klaren ökologischen Profil ist es uns als AUGE/UG nicht egal, wenn die Lebensgrundlagen von Millionen Menschen zerstört werden, Menschen ihrer Perspektiven, ihrer Lebensqualität, ihres Einkommens, ihrer Zukunft beraubt werden. Wir wollen ein gutes Leben für alle. Das gibt es nicht ohne einigermaßen intakte Umwelt. Wir müssen daher Schluss machen mit einem Wirtschaftssystem, das Raubbau an unserer Umwelt und an unseren natürlichen Ressourcen betreibt, das einem ideologischen Wachstumsdogma anhängt, das auf Quantität statt Qualität setzt. Wir wollen den sozial-ökologischen Umbau unseres Wirtschaftssystems. Damit auch noch kommende Generationen eine lebenswerte Umwelt vorfinden. Wir sagen  Klima vor Profit! Dafür setzen wir uns in Gewerkschaften und Arbeiterkammern ein.
Damit Dir nicht die Luft ausgeht:
· Umwelt vor Konzerninteressen! 
· Die wenig ambitionierte Klima- und Energiestrategie von ÖVP und FPÖ  ist dahingehend anzupassen und substantiell nachzubessern, dass sie konkrete Maßnahmen, Zeitpläne und finanzielle Mittel umfasst, die es braucht, um die Klimaschutzziele von Paris und die EU-2030-Ziele und darüber hinaus zu erreichen. Das beinhaltet insbesondere:
· Die konsequente Umsetzung der Energiewende in allen Bereichen wie Strom- und Wärmeerzeugung sowie in der Industrieproduktion durch einen ambitionierten Ausstiegsplan aus Öl, Kohle und Gas.  
· Das verfassungsmäßig verankerte Energiesparziel
 des Bundes-Energieeffizienzgesetzes muss in der Energiestrategie ausdrücklich festgeschrieben werden um die Notwendigkeit der Senkung des Energieverbrauchs noch einmal zu betonen und entsprechende Maßnahmen zu setzen.
· eine Verkehrswende durch den Ausbau des öffentlichen Verkehrs inklusive eines Taktfahrplans für Österreich sowie einem stufenweisen Ausstieg aus Verbrennungsmotoren (bei der Neuzulassung) bis 2030
· Maßnahmen zum Bodenschutz, zur Halbierung vermeidbarer Lebensmittelabfälle sowie für klimabewußte Ernährung (Qualität statt Quantität bei der Fleisch-“Produktion“  und dem Konsum) im Bereich der Landwirtschaft
· eine sozial-ökologische Steuerreform und den Abbau klimaschädigender Subventionen
· ausreichend finanzielle Mittel für Klimaschutzmaßnahmen insbesondere auch für die thermische Sanierung von Gebäuden, für die Förderung des Umstiegs von Ölheizungen auf erneuerbare Wärme, den Ausbau des öffentlichen Verkehrs, für Forschung und Entwicklung zur Speicherung „grünen“ Stroms etc.
· den Verzicht auf klima- und umweltschädigende Prestige- und Großprojekte die den Verbrauch fossiler Energie fördern – wie die Lobau- und Waldviertelautobahn, die Dritte Flughafenpiste und Tempo 140 auf Autobahnen
· Kein Staatsziel  „wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort“  in der Verfassung und auch ein klares Nein zu einem Standortanwalt, der in UVP-Verfahren (Umweltverträglichkeitsprüfung) die Interessen der Projektbetreiber vertreten soll. Damit würde das Machtungleichgewicht zwischen Wirtschaft und Umwelt, das ohnehin bereits besteht, noch deutlicher zugunsten der Konzerne verschoben. Umwelt- und klimaschädigende Großprojekte könnten so noch leichter und schneller durchgesetzt werden. 
· Stattdessen wollen wir die verfassungsmäßige Verankerung von sozialen Grundrechten und der sozialen Verantwortung von Eigentum  analog dem Deutschen Grundgesetz wonach der „Gebrauch von Eigentum“ auch dem „Wohl der Allgemeinheit“ dienen muss. 
· Nein zur Schwächung von Umwelt-NGO in UVP-Verfahren. Die Beteiligung und Rechte der Öffentlichkeit und von Umweltorganisationen mit ihrer ökologischen und juristischen Expertise im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung muss umfassend gewährleistet bleiben. Darüber hinaus wäre es sinnvoll bereits frühzeitig im Planungsstadium von Großprojekten Betroffene zu informieren und einzubinden, damit Änderungen im Sinne des Umweltschutzes und der unmittelbar Betroffenen noch möglich sind und Einwendungen auch berücksichtigt werden können. 
· Schiene statt Straße
Der Verkehrsbereich ist das Sorgenkind der Klimapolitik: seit 1990 sind die CO 2-Emmissionen um ca. 60 Prozent gestiegen. Der Verkehr ist in Österreich für fast 30 Prozent der Treibhausgasemissionen verantwortlich. Wir wollen den massiven Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel insbesondere rund um Ballungsräume und einen Lückenschluss des Öffi-Netzes im ländlichen Raum. So soll der Umstieg vom Auto auf umweltschonenden Mobilität erleichtert, vielfach überhaupt erst ermöglicht werden. Die Städte müssen vom Autoverkehr deutlich entlastet und attraktive, umweltfreundliche Mobilitätsalternativen – Rad, Öffis, Zu Fuß und e-Mobilität -  gefördert  bzw. geschaffen werden.
· Flächendeckender Öffi-Ausbau:  Nahverkehrsoffensive mit gesetzlich abgesicherter Mindesterschließung mit Bus und Bahn im ländlichen Raum. Infrastrukturpolitik muss sich entlang dieser Ziele und abgestimmter Verkehrspläne auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene ausrichten. Umfassendes Bekenntnis zu einer verpflichtenden, gemeinsamen Planung sowie einer Finanzierungsvereinbarung zwischen Gebietskörperschaften. 
· Dichter, öffentlicher Taktfahrplan, je nach Taktknoten stündlich, halbstündlich oder sogar viertelstündlich (je nach Bevölkerungsdichte und Einzugsgebiet) auch am Wochenende und in den Nachtstunden. Generell soll eine bessere Taktabstimmung zwischen den Verkehrsmitteln (z.B. mit Regionalbahnen, Regionalbussen) erreicht werden.
· Leistbare Jahreskarten und ein günstiges Österreichticket für alle Öffis: Standard 365-Euro-Ticket für ein Bundesland, 2 x 365 Euro für zwei Bundesländer, 3 x 365 Euro für ein Österreichticket. 
Als besonderes Angebot für pendelnde Teilzeitbeschäftigte wollen wir ein bedarfsgerechtes, ermäßigtes Teilzeitticket das für jene Wochentage gilt, an denen gearbeitet wird
· Maßnahmen zur Entlastung der (Innen-)Städte von Autoverkehr, Lärm, Feinstaubbelastung und Luftverschmutzung durch entsprechend geeignete Maßnahmen wie z.B. den Ausbau städtischer Verkehrsmittel, regionaler Fahrverbote für Dieselfahrzeuge, Einführung einer City-Maut zur Entlastung von Einfahrtsrouten, Ausbau schneller Radverbindungen, Ausbau des Angebots an e-Tankstellen, städtische Begrünungsmaßnahmen bzw. Grünraumgewinnung durch Fassadenbegrünung, Baumpflanzungen, Parköffnungen bzw. -errichtungen und Rückbau versiegelter Flächen, Verhinderung der Zersiedelung städtischen Umlands.Vorrang der ökologischen Sanierung bzw. des fußgängerInnen- und fahrradgerechten Umbaus von bestehenden Straßen gegenüber dem Bau neuer Straßen
· Raumordungsprogramme, Stadterweiterung und regionale Entwicklungskonzepte haben sich an der Verfügbarkeit öffentlichen Verkehrsmitteln zu orientieren: Neuwidmungen dürfen nur dort stattfinden, wo kurzvertaktete, öffentliche Verkehrsmittel fußläufig zu erreichen sind. Gewerbegebiete, Freizeitanlagen, Einkaufszentren etc. sind nur zu genehmigen, wenn sie verkehrstechnisch günstig und insbesondere auch öffentlich zu erreichen sind bzw. kein neues, zusätzliches Verkehrsaufkommen zu generieren. Wird auf Grund ihrer Lage ein höheres Verkehrsaufkommen verursacht bzw. Fläche für Parkplätze versiegelt, soll verpflichtend eine Verkehrserreger- und/oder Flächenverbrauchsabgabe geleistet werden müssen
· Sozial
· -ökologische Steuerreform
Österreich nimmt nicht nur bei der Vermögensbesteuerung, sondern auch bei den Umweltsteuern einen hinteren Platz ein. Wer die Umwelt besonders stark verschmutzt und das Klima schädigt zahlt dafür auch noch wenig steuern. Doch mehr noch: Umweltschädigendes Verhalten wird sogar noch steuerlich gefördert und subventioniert – mit rund 4 Mrd. Euro jährlich! 
Wir wollen daher eine aufkommensneutrale sozial-ökologische Steuerreform, die umwelt- und klimaschonendes Verhalten belohnt und so den sozial-ökologischen Umbau unseres Wirtschaftssystems und der Industrie vorantreibt und forciert.
Und wir wollen eine sozial-ökologische Steuerreform, die zu einer gerechteren Verteilung der Steuerbelastung weg von Arbeit und ArbeitnehmerInnen hin zu Kapital, Vermögen und Umweltverbrauch führt und obendrein einkommensschwache Gruppen besonders entlastet: durch eine Umweltgutschrift, die Lohnsteuer reduziert und Einkommen erhöht.
· In einem ersten Schritt wollen wir stufenweise in einem ersten Schritt 4,1 Mrd. Euro an Steuern von Arbeit hin zu Umweltverbrauch umschichten, in einem zweiten Schritt im  Endausbau über 8,2  Mrd. Euro an Steuern sozial und ökologisch umschichten. Fossile Energie aus Öl, Kohle und Gas und anderer umweltschädigende Stoffe sollen höher besteuert, aber auch Steuerprivilegien im Verkehr gestrichen werden. Wesentliche Elemente einer ökologischen Steuerreform sind z.B.  die Ausdehnung der  LKW-Maut auf alle Straßen, die gleich hohe Besteuerung von Diesel  und Benzin , eine höhere Besteuerung des besonders klimaschädlichen Flugverkehrs und eine CO 2-Steuer auf fossile Energien.
· Weil  Ökosteuern „aufkommensneutral“ eingeführt werden  und sozial verträglich gestaltet sein sollen, werden im Gegenzug ArbeitnehmerInnen und der Faktor Arbeit im Ausmaß von 4,1 Mrd. Euro (bzw. 8,2 Mrd. Euro) entlastet. Dabei kommen rund 2/3 des Entlastungsvolumens privaten Haushalten, rund 1/3 den Unternehmen zugute.
· Den Unternehmen kommt die Entlastung im Umfang von 1,4 Mrd. Euro (im Endausbau 2,8 Mrd. Euro) in Form niedrigerer lohnabhängiger Abgaben (Kommunalsteuer, Wohnbauförderungsbeitrag) zugute. Arbeit wird so „billiger“, die Beschäftigung gefördert. Der Einnahmeentfall für die Kommunen und Wohnbauförderung wird aus dem höheren Aufkommen aus Umweltsteuern gegenfinanziert.
· Die Privathaushalte werden im Umfang von 2,3 Mrd. Euro (im Endausbau 4,6 Mrd.Euro) in Form eines „Umweltbonus (Ökobonus)“ - einer Steuergutschrift oder Transferleistung - entlastet. Jede/r Erwachsene erhält eine Gutschrift von 300 Euro im Jahr (im Endausbau 600 Euro), jedes Kind 150 Euro (300 Euro). Wer keine Einkommenssteuer zahlt, bekommt den Umweltbonus als Negativsteuer oder Transferleistung – als Zuschlag zu z.B. Mindestsicherung, Pension, Arbeitslosengeld oder Stipendium - rückerstattet. Insbesondere einkommensschwache Haushalte, die deutlich weniger Energie verbrauchen als einkommensstarke, würden von diesem Umweltbonus profitieren.
· Das restliche Aufkommen von 400 Mio. Euro (800 Mio.) aus Umweltsteuern fließt in einen Fonds zum Ausgleich von Härtefällen, insbesondere für PendlerInnen im ländlichen Raum sowie bevorzugt in einkommensschwache Haushalte z.B. zur Bekämpfung der Energiearmut, für Energieberatung, als Umstiegshilfen von Ölheizungen zu Wärmegewinnung aus erneuerbaren Energien, für Energiesparmaßnahmen, etc.  Auch diese Mittel kommen v.a. Privathaushalten zugute.
· Abbau klimaschädigender Subventionen und Beseitigung steuerlicher Privilegien für fossile Energieträger (z.B. Steuerbefreiung  von Kerosin, Reform des Pendlerpauschale, Umsatzsteuerbefreiung von Inlandsflügen, Steuerprivileg für Dienstautos und „Fiskal“-Lkw, Energiesteuer-Befreiung zur Stromerzeugung, Energieabgaben-Vergütung für die Industrie)
· Öffentliche Aufträge und allfällige Förderungen sollen nur an Unternehmen mit hohen sozialen, ökologischen und Gleichstellungsstandards vergeben werden. Die öffentliche Auftragsvergabe, das Beschaffungswesen und Förderungen sollen so zu Instrumenten des sozialen und ökologischen Umbaus unseres Wirtschaftssystems werden.
· In einem ersten Schritt sollen Aktiengesellschaften, aufsichtsratspflichtige GmbH, Unternehmen in öffentlichem Eigentum sowie öffentliche Dienstleister (d.h. auch Universitäten, Schulen, Behörden, Ämter) verpflichtet werden, standardisierte Nachhaltigkeitsberichte bzw. Sozial-, Umwelt- und Gleichbehandlungsbilanzen zu veröffentlichen. Dadurch soll gegenüber ausschreibenden Stellen aber auch KonsumentInnen Transparenz über die Unternehmenspolitik hinsichtlich sozialer, ökologischer und Gleichstellungsmaßnahmen hergestellt werden.
· Zur Veröffentlichung von Nachhaltigkeitsberichte sind jedenfalls Unternehmen verpflichtet, die sich um öffentliche Aufträge bzw. Förderungen bewerben. Nur Betriebe, die klar und transparent festgelegte soziale und ökologische Mindeststandards erfüllen, sollen an öffentlichen Ausschreibungen teilnehmen können. 
· Erhöhung des Anteils an Bio-Essen in Kindergärten, Schulen, Universitäten (mittelfristig) auf 50 Prozent. Vorrang für Bio-Essen in öffentlichen Krankenhäusern, PensionistInnenheimen etc. Damit wäre auch für Kinder aus einkommensschwachen Familien sowie kranke und alte Menschen eine Versorgung mit gesundem Essen garantiert. Weil gesundes Essen keine Frage des Geldbeutels sein darf.  
· Umgehender Ausstieg aus den gefährlichsten Pestiziden, sowie ein ambitioniertes Pestizidreduktionsprogramm, Förderung regionaler und nachhaltiger Lebensmittelproduktion.
� Du meinst damit das Bundes-Energieeffizienzgesetz (EEffG)?





